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Krebsrisiko am Arbeitsplatz 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozicdordnung - III b 4- 42/97 
- hat mit Schreiben vom 25. Juni 1986 die Große Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


I. Welchen Stellenwert gibt die Bundesregierung der Bekämpfting 
der vom Arbeitsplatz für die Arbeitnehmer ausgehenden Gefah- 
ren, an Krebs zu erkranken? Inwieweit wird das Thema Krebs- 
risiko am Arbeitsplatz in der „Großen Krebskonferenz" behan- 
delt? 

Die Bundesregierung gibt der Bekämpfung berufsbedingter 
Krebsrisiken im Rahmen ihrer Bemühungen um wirksame Maß- 
nahmen zur Krebsprävention einen hohen Stellenwert. Dem ent- 
sprechen auch ihre Aktivitäten: 

Die in der „Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe" von 1980 
enthaltenen umfangreichen Schutzvorschriften für den Umgang 
mit krebserzeugenden Stoffen werden dtnch die „Gefahrstoffver- 
ordnung" weiter verbessert. Ergänzende Bestimmungen enthält 
die Unfallverhütungsvorschrift „Schutzmaßnahmen beim 
Umgang mit krebserzeugenden Arbeitsstoffen" (VBG 113). 
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Im „Gesamtprogramm zur Krebsbekämpfung" hat die Bundes- 
regierung die Arbeitsgruppe „Krebsgefährdung am Arbeitsplatz" 
eingesetzt. Diese Arbeitsgruppe besteht aus Arbeitsmedizinern, 
Sozialmedizinern, Epidemiologen, Toxikologen u. a. Wissen- 
schaftlern sowie Vertretern der zuständigen Behörden des Bundes 
imd der Länder, der Berufsgenossenschaften und Gewerkschaf- 
ten. Sie behandelt vorrangig die Themen 

— Zusammenfühnmg vorhandener Daten hinsichtlich des Auf- 
tretens bestimmter Krebsformen mit Berufstätigkeiten, 

— Verbesserung der Nutzung von Daten aus dem Bereich der 
Sozialleistungsträger als Gnmdlage epidemiologischer 
Berufskrebsforschung, 

— Folgerungen aus ersten Ergebnissen von prospektiven Berufs- 
krebsstudien und 

— Informationsvermittlung über die Nutzung moderner wissen- 
schaftlich-experimenteller Methoden für die Berufskrebs- 
forschung. 

Das Programm der Arbeitsgruppe wurde im Rahmen der zweiten 
großen Krebskonferenz in Bonn im November 1982 vorgestellt; es 
ist in Band 139 der Schriftenreihe des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit (1984) veröffentlicht. Die Arbeitsgruppe 
hat der Bundesregierung wesentliche Hinweise gegeben bei der 
Gestaltung des Förderungsschwerpunktes „Krebsrisiken am 
Arbeitsplatz" im Programm „Forschung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens" (Bekanntmachung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung und des Bundesministers für Forschung und 
Technologie vom 9. Dezember 1985, Bundesanzeiger Nr. 236, 
S, 15075). 

Die Bundesregierung läßt sich außerdem beraten durch den beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung gebildeten „Aus- 
schuß für gefährhche Arbeitsstoffe" (AgA). Dessen Unteraus- 
schüsse IV „Krebserzeugende Stoffe", V „Aufstellung von TRK- 
Werten" (Technische Richtkonzentrationen), VI „Meßstrategien" 
und VII „Verwendungsbeschränkungen/Ersatzstoffe" sind inten- 
siv mit der Problematik krebserzeugender Arbeitsstoffe befaßt. 


II. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die von Arbeits- 
plätzen und/oder Arbeitsstoffen ausgehenden Krebsgefahren 
noch nicht in erforderlichem Umfange erforscht sind, -und wenn 
ja, durch welche Maßnahmen will sie die Forschung intensivieren 
und die unverzügliche Berücksichtigung der Forschungsergeb- 
nisse in der betrieblichen Praxis fördern? 


Die am Arbeitsplatz und von Arbeitsstoffen ausgehenden Krebs- 
gefahren sind trotz unbestreitbarer Erkenntnisfortschritte der 
jüngsten Vergangenheit noch nicht in hinreichendem Maße wis- 
senschaftlich erforscht. Es ist damit zu rechnen, daß in Zukunft 
weitere Stoffe als krebserzeugend erkannt werden. Kenntnislük- 
ken bestehen auch zur krebserzeugenden Wirkung von Zwi- 
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sehen- und Ziersetzungsprodukten, die an Arbeitsplätzen verkom- 
men. Stoffe, bei denen ein krebserzeugendes Potential bereits 
vermutet wird, sind abzuklären. 

Die Bundesregierung fördert die Krebsforschung 

— in der Grundlagenforschung 

durch ihre Finanzierungsbeteiligung bei der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft und dem 
Deutschen Krebsforschungszentrum, 

— im anwendungsnahen klinischen Bereich 

durch die direkte Projektförderung in den Programmen „For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit“ und 
„Forschung zur Humanisierung des Arbeitslebens". 

Die Forschungsergebnisse fließen in die fortzuentwickelnde 
Gefahrstoff Verordnung und in die vom Ausschuß für gefährliche 
Arbeitsstoffe zu ermittelnden technischen Regeln ein. Sie werden 
ferner bei der Fortentwicklung der berufsgenossenschaftlichen 
Regeln berücksichtigt. Die für den Arbeitsschutz zuständigen 
betrieblichen und überbetrieblichen Stellen sorgen für eine 
Umsetzung dieser. Vorschriften und Regeln in die betriebliche 
Praxis. 


III. Hält die Bundesregierung die ihr zur Verfügung stehende Daten- 
und Informationsbasis über die vom Arbeitsplatz ausgehenden 
Krebsgefahren für ausreichend, wenn nein, welche zusätzlichen 
Daten und informationsmöghehkeiten hält sie für erforderlich? 

Die Daten- und Informationsbasis über die vom Arbeitsplatz aus- 
gehenden Krebsgefahren konnte in den letzten Jahren erheblich 
verbessert werden. Gleichwohl wird sie insgesamt von der Bun- 
desregierung als noch nicht ausreichend angesehen. Nach der 
Arbeitsstoffverordnung und der Unfallverhütungsvorschrift 
„ Schutzmaßnahmen beim Umgang mit krebserzeugenden 
Arbeitsstoffen“ hat der Arbeitgeber die Konzentration der krebs- 
erzeugenden Arbeitsstoffe in der Luft der Arbeitsbereiche durch 
Messungen festzustellen. Es fallen Expositionsdaten an, die von 
verschiedenen Stellen (Berufsgenossenschafte», Gewerbeauf- 
sicht, Betrieben) gesammelt und ausgewertet werden. Bislang 
besteht jedoch kein gesicherter Datenbestand über die Krebsmor- 
bidität und -mortalität an den entsprechenden Arbeitsplätzen. 
Andererseits liegen den epidemiologischen Krebsregistern, die 
über vollständige imd genaue Daten zu den jährlich in ihrem 
Bereich auf tretenden Krebserkrankungen verfügen, nur wenige 
imd meist kaum verläßliche Angaben zur Arbeitsvorgeschichte 
vor. Außerdem besteht keine direkte Zugriffsmöglichkeit für Wis- 
senschaftler, die epidemiologische Studien betreiben wollen. 

Möglichkeiten, die Informationsbasis zu verbessern, sieht die 
Bundesregiemng insbesondere 

— in der Einrichtung von Expositionsdatenbanken, in denen die 
Meßdaten für krebserzeugende Arbeitsstoffe betriebs- bzw. 
arbeitsplatzbezogen erfaßt werden. 
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— in Krebsregistem auf Landesebene [bislang: Saarland, Ham- 
burg, Nordrhein- Westfalen (Münster)], bei denen auch die 
Angaben über die bisher ausgeübte Arbeitstätigkeit erfaßt 
werden, 

— in der gesonderten Erfassung aller den Unfallversicherungs- 
trägem angezeigten Krebserkrankungen und 

— in der Schaffung von Möglichkeiten, diese Datenbestände als 
Grtmdlage für wissenschaftliche Untersuchungen von Ur- 
sache-Wirkungs-Beziehungen miteinander zu verknüpfen. 


IV. Krebserzeugende Arbeitsstoüe 

1, Wieviel Arbeitsstoffe sind nach derzeitigem Stand als 
krebserzeugend anerkannt, wie werden sie nach ihrem 
Gefährdungspotential eingeordnet, und wie viele werden 
z. Z, untersucht? 

Krebserzeugende Arbeitsstoffe werden in der Bundesrepublik 
Deutschland von der Senatskommission zur Prüfung 
gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft bewertet und eingestuft. Seit 1976 unterscheidet die 
Kommission drei Kategorien: 

Al- Stoffe, die beim Menschen erfahmngsgemäß bösartige 
Geschwülste zu vemrsachen vermögen (In der Liste der 
Maximalen Arbeitsplatzkonzentrationen (MAK-Werte- 
liste) 1985: 15 Stoffe bzw. Stoffgemische), 

A 2 - Stoffe, die sich im Tierversuch eindeutig als krebserzeu- 
gend erwiesen haben (52 Stoffe bzw. Stoffgemische), 

B - Stoffe mit begründetem Verdacht auf krebserzeugendes 
Potential (65 Stoffe bzw. Stoffgemische). 

Die Senatskommission veröffenüicht die von ihr in wissenschaft- 
licher Unabhängigkeit erarbeiteten Einstufungen krebserzeugen- 
der Arbeitsstoffe in Form der jährlich herausgegebenen MAK- 
Werte-Liste. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
veröffenthcht die Liste nach einem entsprechenden Beschluß des 
Ausschusses für gefährliche Arbeitsstoffe (AgA) normalerweise 
unverändert im Bundesarbeitsblatt als Technische Regel TRgA 
900. 

Die von der Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschäd- 
licher Arbeitsstoffe in die Kategorien A 1 und A 2 eingeteilten 
Stoffe werden auf Vorschlag des AgA nach einer Abschätzung 
ihrer Wirkungsstärke, die entweder von der Erfahrung bei Men- 
schen oder aus tierexperimentellen Untersuchungen stammt, in 

Gruppe I - sehr stark gefährdend, 

Gruppe II - stark gefährdend, 

Gruppe III - gefährdend 

eingestuft. Die Begründung wird in der Technischen Regel TRgA 
910 veröffenthcht. 


4 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5767 


Die Einstufung in die Gruppen I bis III bildet die Grundlage für 
differenzierte Schutzvorschriften beim Umgang mit diesen Stoffen 
in der Arbeitsstoff-ZGefahrstoffverordnung und in Unfallver- 
hütungsvorschriften. 


2. Geht die Bundesregierung davon aus, daß sich bei einer 
Reihe von in der Arbeitswelt vorkommenden Stoffen, die 
noch nicht identifiziert und analytisch erfaßt sind, karzino- 
gene Eigenschaften ergeben werden, und liegen ihr hierzu 
Schätzungen vor? 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß bei einer Reihe weiterer 
Stoffe, die bereits über längere Zeit in der Arbeitswelt verwendet 
werden, krebserzeugende Eigenschaften festgestellt werden. Für 
Schätzungen über die voraussichtliche Zahl dieser Stoffe gibt es 
keine wissenschaftiich befriedigende Basis. Nach Auffassung der 
Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur 
Prüfimg gesimdheitsschädhcher Arbeitsstoffe kann aber davon 
ausgegangen werden, daß von den „Altstoffen" diejenigen, die 
breitere Anwendung finden und ein maßgebüches Gefahren- 
potential darstellen, überwiegend erfaßt und bewertet sind. Neue 
Erkenntnisse über weitere Krebsgefahren durch „Altstoffe" dürf- 
ten nach Mitteüung der Arbeitsgruppe „Krebsgefährdung am 
Arbeitsplatz" überwiegend Substanzen mit vergleichsweise 
schwachem krebserzeugendem Potential betreffen. 


3. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die fortlaufende 
Erweiterung der liste von krebserzeugenden Arbeitsstof- 
fen hauptsächlich auf die Entdeckung krebserzeugender 
Wirkungen von bekannten Altstoffen zurückzuführen ist, 
und zieht die Bundesregierung daraus die Konsequenz, die 
bisher noch nicht erfaßten Arbeitsstoffe beschleunigt und 
systematisch zu untersuchen und hinsichtlich eines mög- 
lichen Krebsrisikos zu definieren? 


Es trifft zu, daß krebserzeugende Eigenschaften hauptsächüch bei 
Stoffen entdeckt werden, mit denen in der Arbeitswelt schon 
umgegangen wird. Angesichts der großen Zahl von Altstoffen 
wird sich dies auch vorerst nicht ändern. Es ist daher erforderhch, 
möghche Krebsrisiken durch bisher nicht imtersuchte Arbeits- 
stoffe so schnell wie möghch zu erkennen, um geeignete Schutz- 
maßnahmen ergreifen zu können. Die Krebsursachenforschung in 
der Bundesrepubük Deutschland hat nicht geringen Anteü an der 
Zimahme des Kenntnisstandes. Beispielhaft für die Prüfung von 
Altstoffen ist das „Programm zur Verhütung von Gesundheits- 
schädigungen durch Arbeitsstoffe" der Berufsgenossenschaft der 
chenüschen Industrie. Hierbei werden zu einzelnen in der Praxis 
auffäUigen Stoffen Untersuchungen auf krebserzeugende imd 
erbgutverändernde Wirkimgen vereinlaßt. Stoffe, deren krebs- 
erzeugende Eigenschaft experimentell ermittelt wurde, werden 
der Senatskomnüssion zur Prüfung gesimdheitsschädhcher 
Arbeitsstoffe zur Einstufung vorgeschlagen. 
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4. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 

— über die Anzahl der Arbeitnehmer, die Umgang mit 
krebserzeugenden Arbeitsstoffen der Gruppe A 1, A2 
und B haben, und 

— über die Anzahl der Betriebe, in denen Arbeitnehmer 
der Einwirkung karzinogener Stoffe in besonderem 
Maße ausgesetzt sind, 

vor, und wenn ja, kann sie diese qualifizieren? 

Nach der Arbeitsstoffverordnung hat der Arbeitgeber beim Vor- 
hegen eines krebserzeugenden Arbeitsstoffes der Gruppen I und 
II dies der zuständigen Behörde anzuzeigen; nach der Unfallver- 
hütungsvorschrift „Schutzmaßnahmen beim Umgang mit krebs- 
erzeugenden Arbeitsstoffen" (VBG 113) ist eine Durchschrift die- 
ser Anzeige der Berufsgenossenschaft zuzuleiten. Eine zentrale 
Erfassungspflicht für diese Anzeigen ist nicht gegeben. Von den 
gewerbhchen Berufsgenossenschaften ist damit begonnen wor- 
den, in den Betrieben den Umgang mit krebserzeugenden 
Arbeitsstoffen zu erfassen. Ende 1985 ergibt sich folgendes Bild: 

Im Bereich der Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie 
gehen etwa 30000 Mitarbeiter in 725 Mitghedsbetrieben mit 
krebserzeugenden Stoffen um; das sind 3,5 % aller hier Versicher- 
ten in 7,8 % der Mitgliedsbetriebe. 

Im Bereich der Berufsgenossenschaften der Metallverarbeitung 
wurden bisher etwa 115000 Mitarbeiter in ca. 18400 Betrieben 
festgestellt, die mit krebserzeugenden Stoffen umgehen; das sind 
weniger als 3% der Versicherten in 18,4% der bisher erfaßten 
Betriebe. 

Im Bereich einiger Berufsgenossenschaften vorwiegend des Han- 
dels und Transports gehen etwa 40000 Versicherte in 14 200 
Betrieben mit krebserzeugenden Stoffen um; das sind 1,4% der 
Versicherten in 6,3 % der erfaßten Betriebe. 

Bei den Zahlen ist zu beachten, daß auch Arbeitnehmer erfaßt 
wurden, die nur gelegenthch mit krebserzeugenden Stoffen 
umgehen. Versicherte, die mit gefährhchen Arbeitsstoffen um- 
gehen, müssen nicht gefährdet sein. So wurden z. B. auch Arbeit- 
nehmer erfaßt, die asbesthaltige Bremsbeläge ohne weitere Bear- 
beitung montieren. 

Nach der Unfallverhütungsvorschrift „Arbeitsmedizinische Vor- 
sorge" (VBG 100) ist jeder Versicherte, der der Einwirkung krebs- 
erzeugender Stoffe ausgesetzt ist, ab 1. Oktober 1987 der Berufs- 
genossenschaft zu melden. Die Meldungen werden für den 
gesamten gewerbhchen Bereich bei der Berufsgenossenschaft der 
chemischen Industrie erfaßt werden. 

Arbeitnehmer, die der Einwirkung von Asbeststaub ausgesetzt 
sein können, werden bereits seit 1972 zentral erfaßt bei der Textil- 
und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft. Am 31. Dezember 1985 
waren dort 24 325 asbeststaubgefährdete Personen aus 3405 
Betrieben gemeldet, die fast zu 90% in den Bereichen Bau, 
Metallverarbeitung und Chemie beschäftigt waren. 
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5. Kann die Bundesregierung mitteüen, vsäe sich die Betriebe, 
in denen Arbeitnehmer der Einwirkung karzinogener 
. Arbeitsstoffe ausgesetzt sind, auf die einzelnen Wirtschafts- 
zweige verteilen? 


Der Bundesregierung liegen über das zu Frage 4 Gesagte hinaus 
keine Erkenntnisse vor. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, Arbeits- 
plätze, die mit einem Krebsrisiko behaftet sind, unter 
Beachtung der datenschutzrechtlichen Belange erfassen zu 
lassen? 

Nach der Arbeitsstoffverordnung muß der Unternehmer Arbeits- 
plätze, an denen krebserzeugende Stoffe der Gruppen I und II 
hergestellt werden bzw. diese zur Herstellung von Arbeitsstoffen 
verwendet werden, der zuständigen Behörde anzeigen. 

Darüber hinaus muß der Arbeitgeber die Arbeitsplätze erfassen, 
an denen ein Krebsrisiko besteht, um die nach § 11 der Unfallver- 
hütungsvorschrift „Arbeitsmedizinische Vorsorge" (VBG 100) 
vorgeschriebenen Maßnahmen durchzuführen. Soweit er im Zuge 
dieser Maßnahmen über jeden Versicherten, der bei seiner Tätig- 
keit einer Einwirkung krebserzeugender Arbeitsstoffe ausgesetzt 
ist, der Berufsgenossenschaft Mitteilimg zu machen hat, sind die 
datenschutzrechtlichen Belange gewahrt. Für die Mitteilung 
besteht durch § 708 der Reichsversicherungsordnung in Verbin- 
dimg mit § 11 der Unfallverhütimgsvorschrift eine rechtliche 
Gnmdlage. Die der Berufsgenossenschaft übermittelten Daten 
unterliegen dem Sozialgeheimnis (§ 35 SGB I). 


V. Krebsexponierte Arbeitsplätze 

7. Kann die Bundesregierung angeben, in welchem Umfang 
sich die Neuerkrankungsrate von Hautkrebs bei Berufs- 
gruppen, die überwiegend oder ausschließlich im Freien 
tätig sind (Landwirtschaft, Straßenbau etc.), im letzten stati- 
stisch erfaßten Jahr gegenüber 1960 verändert hat? 


Ein Vergleich der Neuerkrankungsrate an Hautkrebs bei diesen 
Berufsgruppen gegenüber 1960 ist nicht möghch, da diese Krank- 
heit erst seit Mitte der 70er Jahre in der Beruf skrankheiten- 
Dokumentation der Unfallversicherungsträger erfaßt wird. Bei der 
Berufsgruppe „Land- und Forstwirtschaft", die überwiegend im 
Freien tätig ist, wurden bis zum 31. Dezember 1984 keine Fälle 
von Hautkrebs nachgewiesen bzw. als Berufskrankheit aner- 
kannt. 

Die von den gewerblichen Berufsgenossenschaften entschädigten 
Hautkrebserkrankungen (von 1965 bis 1984 insgesamt 189, dar- 
unter sieben Todesfälle) sind vor allem durch den Umgang mit 
Ruß, Pech, Teer und ähnüchen Stoffen verursacht worden. Die 
Zahl der erstmals entschädigten Fälle pro Jahr hat sich seit dem 
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Anfang der 70er Jahre verringert und liegt jetzt bei ca. sieben 
Entschädigungsfällen. 

Hautkrebserkrankungen werden heute in zwei Gruppen unter- 
teilt, die sich hinsichtlich der Häufigkeit ihres Vorkommens und 
ihrer Bösartigkeit (Malignität) deutiich voneinander unterschei- 
den. Dabei handelt es sich einmal um das recht seltene „Maligne 
Melanom" und zum anderen um die häufiger auf tretenden, relativ 
wenig bösartigen übrigen Hautkrebse. Während bei letzteren ein 
ursächlicher Zusammenhang mit der Ultraviolett(B)-Bestrahlung 
unumstritten ist, gilt dies nicht für das maligne Melanom. Inten- 
sives Sonnenbaden scheint jedoch einen ungünstigen Einfluß auf 
die Entwicklung maligner Melanome zu haben. Der in der allge- 
meinen Bevölkenmg zu beobachtende Anstieg der Sterblichkeit 
an Hautkrebs kann nahezu vollständig durch das Auftreten dieses 
Tumors erklärt werden. 

Die Häufigkeit der anderen, weit weniger bösartigen Hautkrebs- 
formen ist nicht bekannt, weü es ausreichende Krebserkran- 
kungsregister in der Bundesrepublik Deutschland nicht gibt. Auf 
die Sterblichkeit, die statistisch erfaßt wird, wirkt sich aus, daß 
diese Krebserkrankungen zumeist durch operative Tumorentfer- 
nung geheilt werden können. 


8. Durch welche präventiven Maßnahmen kann nach Auffas- 
sung der Bundesregierung die Neuerkrankungsrate von 
Hautkrebs bei diesen Berufsgruppen abgesenkt werden? 

Alle Mcißnahmen zum Schutz der Haut vor Ultraviolett(B)-Strah- 
Ixmg können das Erkrankungsrisiko an den in der Antwort auf 
Frage 7 genannten, nicht den malignen Melanomen zuzurechnen- 
den Hautkrebsen, senken. 

Soweit im Straßenbau Teere, Teeröle imd Peche verwendet wer- 
den, kann das Krebsrisiko durch folgende Mcißnahmen verringert 
werden: 

— Senkung der Konzentration an polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen (PAH) und damit von Benzo(a) pyren in 
den verwendeten Produkten. Entsprechende Ändenmgen in 
der Technologie der Herstellimg dieser Produkte sind einge- 
leitet; 

— geeignete persönliche Schutzmaßnahmen beim Umgang mit 
diesen Produkten, wie insbesondere die Verwendtmg von 
Hautschutzmitteln sowie die Benutzimg geeigneter persön- 
licher Schutzausrüstung. 


9. Kann die Bundesregierung Aufschluß darüber geben, wie 
sich die Krebs-Neuerkrankuhgsrate bei Ärzten und medizi- 
nisch-technischen Assistenten, soweit sie regelmäßig an 
Röntgengeräten tätig sind, in den letzten zwanzig Jahren 
entwickelt hat, kann sie insbesondere mitteilen, ob die 
Neuerkrankungsrate bei diesen Berufsgruppen eindeutig 
höher als bei der übrigen Bevölkerung ist? 
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10. Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, ob sich bei 
den an Röntgengeräten tätigen Berufsgruppen bestimmte 
Krebskrankheiten besonders häufig zeigen? 

Derzeit werden der für Ärzte sowie für medizinisch-technische 
Assistenten zuständigen Berufsgenossenschaft für Gesundheits- 
dienst und Wohlfahrtspflege jährhch etwa zwei bis fünf Erkran- 
kungen durch Röntgenstrahlen angezeigt. Als durch Röntgen- 
strahlen hervorgerufene Schädigungen treten vereinzelt auch 
Krebserkrankungen an typischen Stellen (Fingerkuppen, Hand- 
rücken) auf. Die genannte Berufsgenossenschaft hat seit 1978 
sechs FäUe von Krebserkrankungen als Folge einer Röntgenschä- 
digung anerkannt. Insgesamt kann an diesen kleinen FaUzahlen 
nicht abgelesen werden, wie sich die Krebs-Neuerkrankungsrate 
bei Ärzten und medizinisch-technischen Assistenten verhält. 
Ebensowenig läßt sich daraus eine Häufung bestimmter Krebser- 
krankimgen emütteln. 

In der Regel hegen die Häufigkeiten von Krebserkrankimgen bei 
ärzthchen Berufen in allen Statistiken und epidemiologischen 
Untersuchungen niedriger als bei der allgemeinen Bevölkenmg, 
Die am besten abgesicherte Studie hegt aus England vor (Smith 
P, G., DoU R. „Mortahty from Cancer and aU Causes among British 
Radiologists", Brit. J. Radiology 54 1981). Sie zeigt, daß eine 
erhöhte Krebsmortahtät (Leukämie, Limgen-, Haut- imd Bauch- 
speicheldrüsenkrebs) nur bei Personen zu finden war, die vor 
1921 nüt Röntgengeräten umgingen, jedoch - als Folge der nach 
1920 ergriffenen Strahlenschutzmaßnahmen - nicht mehr bei 
Radiologen, die danach ihre Tätigkeit aufnahmen. 


11. Hält die Bundesregierung eine NoveUienmg der Röntgen- 
verordnimg für notwendig? 

Die Bimdesregienmg hat die Vorarbeiten zur Novelherung der 
Röntgenverordmmg weitgehend abgeschlossen. Die Novelherung 
der Röntgenverordmmg ist notwendig, um verschiedene EG- 
Richthnien umzusetzen. Darüber hinaus beabsichtigt die Bundes- 
regierung, verschiedene Verbesserungen einzuführen, cjeren Not- 
wendigkeit sich aus den vorhegenden Erfahnmgen mit der gel- 
tenden Röntgenverordnung ergibt. Schheßhch ist im Sinne einer 
Vereinheithchung des deutschen Strahlenschutzrechtes beabsich- 
tigt, notwendige Anpassungen zwischen Röntgenverordnung und 
der ebenfaUs zu novelherenden Strahlenschutzverordnung vorzu- 
nehmen. 


VI. Stand der Berufskrebsforschung und der 'Statistik 

12. Welche Daten liegen der Bundesregienmg über berufs- 
bedingte Krebserkrankungen und -todesfäUe für die letzten 
zehn Jahre in der Bundesrepublik Deutschland vor, und 
wie hoch liegt nach ihrer Schätzung der Anteü berufs- 
bedingter Krebsfälle an den Krebserkrankimgen insge- 
samt? 
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Da es in der Bundesrepublik Deutschland weder ein flächendek- 
kendes Krebskrankenregister noch in ausreichender Zahl regio- 
nale Register gibt, kann weder über die Gesamtzahl der Krebser- 
kranktmgsfälle noch über den Anteü bertiflich bedingter Krebser- 
krankungen eine Aussage getroffen werden. Auch die amtliche 
Todesursachenstatistik gibt keinen Aufschluß über berufliche 
Ursachen, so daß auch hinsichtlich der Krebstodesfälle die für 
einen Vergleich erforderlichen Angaben nicht vorUegen. 

Konkrete Zahlen sind der Bundesregierung nur aus dem Bereich 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften verfügbar. Dabei wer- 
den die Krebserkrankungen erfaßt, die Berufskrankheiten nach 
der Berufskrankheitenverordnung sind. Über Krebserkrankxm- 
gen, die aus anderer, nicht beruflicher Ursache entstanden sind 
bzw. bei deren Entstehen die berufliche Exposition gegenüber 
krebserzeugenden Noxen nicht die wesentliche Ursache im Sinne 
des Berufskrankheitenrechts war, hegen keine Zahlen vor. Die 
Beruf skrankheiten-Dokumentation weist für die Jahre von 1978 
bis 1984 insgesamt 886 erstmals entschädigte Krebserkrankungen 
und für denselben Zeitraum 1038 infolge ihrer anerkannten 
Krebs-Berufskrankheit Verstorbene aus. 

Infolge der unzureichenden Datenlage ist eine fundierte Abschät- 
zung des Anteüs der Krebs-Berufskrankheiten an der Gesamtzahl 
aller Krebserkrankungen in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht möghch. Aus demselben Grunde können auch keine Aussa- 
gen zum Verhältnis berufsbedingter zu allgemeiner Krebssterb- 
hchkeit getroffen werden. 


13. Kann sich die Bundesregierung der Auffassung anschlie- 
ßen, daß die Anzahl der Krebserkrankungen und -todes- 
fälle, die wesentlich auf Arbeitsplatzfaktoren zurückzufüh- 
ren ist, erheblich höher liegt, als die Zahl, die anhand der 
veröffentlichten Daten von Berufsgenossenschaften und 
Unfallversicherungsträgem ermittelt werden kann, 

— weil Krebserkrankungen als Berufskrankheiten nur 
dann erkannt und damit auch als solche erfaßt werden, 
wenn ihr Entstehungszusammenhang eindeutig defi- 
niert ist, 

— weil zwischen der Exposition mit einem krebserzeugen- 
den Stoff und dem Auftreten der Krankheit Latenzzeiten 
von mehreren Jahren bis zu Jahrzehnten liegen, 

— weil die Aufnahme einer Krebserkrankung in die 
Beruf skrankheitenhste trotz wissenschaftlicher Nach- 
weise häufig mit erheblicher zeitlicher Verzögerung 
erfolgt und 

— weil berufsbedingte Krebserkrankungen oftmals erst im 
Ruhestand des Arbeitnehmers auftreten und die behan- 
delnden Ärzte dann keine Berufskrankheitenanzeige 
vornehmen? 


Die Bundesregierung kann sich dieser Auffassung anschließen. In 
der Fragestellung werden bereits z. T. die Gründe für die zu 
vermutende Zahlendifferenz angeführt. 

Wie bei allen anderen Berufskrankheiten setzt das Berufskrank- 
heitenrecht auch bei Krebserkrankungen die hinreichende Wahr- 


10 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/5767 


scheinlichkeit eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen 
Arbeitstätigkeit und Krebsentstehung voraus. Bei einigen weni- 
gen seltenen Krebskrankheiten (Mesotheliom von Brust- oder 
Bauchfell, bösartigen Tumoren der Nasenhaupt- oder Nebenhöh- 
len, Hämangioendotheliom) bereitet dieser Nachweis kaum 
Schwierigkeiten. 

Dies gilt jedoch nicht für Krebslokalisationen, die auch in der 
allgemeinen Bevölkerung verbreitet sind, wie Magen- oder Darm- 
krebs, Blasenkrebs und insbesondere Lungenkrebs. Bei dieser Art , 
von Krebserkrankungen spielen auch persönliche Lebensge- 
wohnheiten wie Tabak- und Alkoholkonsiun sowie bestimmte 
einseitige Emährungsformen eine nicht unerhebliche Rolle. 

Der bisherige Stand der Ursachenforschung zur Krebsentstehung 
geht von einer Vielzahl einwirkender Faktoren aus. Man unter- 
scheidet krebsauslösende (Initiatoren), die Krebsentstehimg för- 
dernde (Promotoren) und sie behindernde (Inhibitoren) Mechanis- 
men. Die Umsetzung dieser komplizierten Wirkungskette in eine 
Entscheidimg darüber, ob ein Berufskrebs vorliegt oder nicht, ist 
Einzelfall ausgesprochen schwierig. 

Die Anerkennung und Erfassung von Krebserkrankungen als 
Berufskrankheit erfordert nicht den eindeutigen Nachweis des 
ursächlichen Zusammenhangs, sondern dessen hinreichende 
Wahrscheinlichkeit, die von der überwiegenden wissenschaft- 
lichen Meinung gestützt wird. 

Die Jahre- bis jahrzehntelangen Latenzzeiten zwischen der Ein- 
wirkung krebserzeugender Stoffe und dem Ausbruch der Krebs- 
erkrankung erschweren dem Arzt, der einen möglichen Berufs- 
krebs vermutet, die exakte Erfassung der krebsverursachenden 
Exposition und ihrer Dauer erheblich. Dies gilt ebenso für den 
betroffenen Arbeitnehmer, der sich über einen so langen Zeit- 
raum nicht mehr aller Einzelheiten seiner Arbeitsvorgeschichte 
erinnern kann. 

Die Aufnahme einer Krebserkrankung als Berufskrankheit in die 
Berufskrankheitenliste (Anlage 1 der Berufskrankheitenverord- 
nung) ist nicht allein ausschlaggebend für die versicherungsrecht- 
liche Anerkennung einer solchen Erkrankung und auch nicht für 
deren Dokumentation. Bei wissenschaftlich hinreichenden neuen 
Erkenntnissen über die Wahrscheinlichkeit eines generellen 
Ursachenzusammenhangs zwischen Exposition gegenüber einem 
krebserzeugenden Stoff und der Entstehung einer Krebserkran- 
kung wird eine solche Erkrankung nach § 551 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung wie eine Berufskrankheit anerkannt und 
dokumentiert, sofern im übrigen die gesetzhch vorgegebenen 
Kriterien einer Berufskrankheit (§ 551 Abs. 1 Satz 3 der Reichsver- 
sicherungsordnung) erfüllt sind. Als Beispiel für die Anerkennung 
solcher Nicht-Listenkrankheiten sind insbesondere im Bereich der 
Krebserkrankungen die bösartigen Neubüdungen der Atemwege 
und der Lungen durch Nickel oder seine Verbindungen sowie 
bösartige Tumore an denselben Zielorganen nach intensiver lang- 
jähriger Exposition gegenüber Kokereirohgasen zu nennen. 
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Besonders für die im Ruhestand des Arbeitnehmers auftretenden 
Krebserkrankimgen gilt, daß sie vor allem deshalb nicht zu einer 
Berufskrankheiten-Anzeige veranlassen, weü sich weder der 
Betroffene noch sein behandelnder Arzt über lange zurücklie- 
gende Expositionen gegen krebserzeugende Substanzen und 
deren möglichen ursächlichen Einfluß auf die nunmehr zum Aus- 
bruch gekommene Krebserkrankung bewußt sind. Mit dem Ziel, 
diese Wissens- und Erinnerungslücken schheßen zu helfen, unter- 
nimmt die unter Frage I erwähnte Arbeitsgruppe „Krebsgefähr- 
dung am Arbeitsplatz" Anstrengungen, um für die ärztliche Praxis 
imd Klinik informierende, krebstypen-spezifische Anamnese- 
Fragebögen mit erläuternden Kommentaren zu erstellen. 


14. Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß 1982 die 
Zahl der erstmals entschädigten asbestbedingten Krebs- 
fälle 84 betrug, das Bundesgesundheitsamt aber allein die 
Zahl der durch berufliche Asbestbelastimg verursachten 
' Krebssterbefälle in der Bundesrepublik Deutschland auf ca. 
1 000 Fälle pro Jahr schätzt? 


In der geltenden Berufskrankheitenverordnung (BeKV) werden 
zwei asbestvenursachte Tumore auf geführt: 

— Asbeststaublungenerkrankung (Asbestose) in Verbindung mit 
Lungenkrebs (Berufskrankheit Nr. 41 04) und 

— durch Asbest verursachtes Mesothehom des Rippenfells und 
des Bauchfells (BK Nr. 41 05). 

Aus dem Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung sind für 
diese beiden Erkrankungen in den Jahren 1982 bis 1984 folgende 
Zahlen zu entnehmen: 


Berufskrankheit Nr. 41 04 Berufskrankheit Nr. 41 05 


Jahr 

angezeigt 

entschädigt 

angezeigt 

entschädigt 

1982 

66 

28 

102 

57 

1983 

63 

33 

125 

75 

1984 

105 

38 

162 

118 


Die Anzahl erstmals entschädigter, asbestverursachter Tumore ist 
somit in diesem Zeitraum von 85 Erkrankungsfällen auf 156 ange- 
stiegen. 

In einer vom Bundesgesundheitsamt 1984 herausgegebenen 
Schrift wird das asbestbedingte Krebsrisiko als Übersterbhchkeit 
(Überhäufigkeit an Todesfällen) für Tumore der Atemwege und 
des Magen-Darm-Trakts im Verhältnis zur Mesotheliomhäufig- 
keit abgeschätzt. Nach Abschätzung der Sterblichkeit an asbest- 
verursachtem Mesotheliom wurde die gesamte asbestbedingte 
Tumorsterblichkeit durch Multiplikation mit dem Faktor 4,3 hoch- 
gerechnet. Dieser Faktor gilt als mittlere Schätzung (3,5 bis 5,0). 
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Alle diese Schätzfaktoren basieren auf anglo-amerikanischen 
Erhebungen, deren Übertragbarkeit auf die Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland eine der Unsicherheiten des Schätz- 
verfahrens darstellt. Eine weitere bedeutsame Unsicherheit 
besteht darin, die Gesamtheit der als Basis dienenden Stefbefälle 
an Mesothehom zu bestimmen. 

In der Schrift des Bundesgesundheitsamtes wurden daher Ergeb- 
nisse von Umfragen bei Pathologen zugrunde gelegt. Auf diese 
Weise wurde für 1977/78 die Zahl der asbestbedingten Sterbefälle 
pro Jahr auf 1 300, d. h. auf 0,9 % der gesamten Krebsmortalität 
geschätzt. Der Autor weist ausdrücklich auf die Unsicherheiten 
seines Schätzverfahrens hin. Andererseits betont er, daß zwischen 
der Asbeststaubexposition am Arbeitsplatz und dem Auftreten 
asbestbedingter Tumore Latenzzeiten von 25 bis 35 Jahren liegen. 
Die für das Auftreten des Asbestkrebses von 1977/78 wesentliche 
Asbestexposition liegt daher in Beschäftigungszeiten zwischen 
1942 und 1953. Da der Asbestverbrauch in der Wiederaufbau- 
phase nach dem Krieg bis in die sechziger Jahre kontinuierlich 
anstieg und bis dahin in den größten Verarbeitimgsbereichen 
keine wesentliche Verbesserung des Arbeitsschutzes zu erzielen 
war, sei damit zu rechnen, daß die asbestbedingte Krebssterblich- 
keit noch etwa bis zum Jahre 2000 zunehmen werde. 

Der Unterschied der Zahl erstmals entschädigter asbestverursach- 
ter Berufskrebserkrankungen zu den Schätzwerten des Bundes- 
gesundheitsamtes beruht zunächst darauf, daß nach geltendem 
Recht in jedem Einzelfall die Wahrscheinlichkeit des Ursachenzu- 
sammenhangs zwischen Asbestexposition und Erkrankung für die 
Anerkennung als Berufskrankheit dargetan sein muß. Demgegen- 
über erfaßt die Schätzung des Bundesgesundheitsamtes alle 
Tumoren von Personen, die asbestexponiert waren, ohne Rück- 
sicht auf eine tatsächlich bestehende Ursache-Wirkungs-Bezie- 
hung. Auf weitere wesentliche Gründe, die diese Zahlenunter- 
schiede erklären, wurde bereits bei der Beantwortung von Frage 
13 hingewiesen. 


15. Sind der Bundesregierung ausländische Schätzungen über 
den berufsbedingten Anteil an Krebserkrankungen (z.B. 
DoU und Peto 1981; Epstein und Swartz 1981) bekannt, und 
welche Schlußfolgemngen zieht sie daraus für die Situation 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

Der Bundesregierung ist eine Reihe ausländischer Arbeiten 
bekannt, in denen versucht wird, den berufsbedingten Anteü an 
Krebserkrankungen bzw. -sterbefällen abzuschätzen. Doll und 
Peto schätzen diesen Anteü an allen Krebstodesfällen in den USA 
auf insgesamt 4 %. Bei Higginson und Muir, die auf der Basis von 
Daten des epidemiologischen Krebsregisters in Birmingham 
arbeiteten, beläuft sich dieser Anteü auf 6 % für Männer und 2 % 
für Frauen. Zu ähnlichen Ergebnissen gelangen auch Wynder und 
Gori 1977. Dagegen kommt ein Expertengremium der Occupatio- 
nal Safety and Health Administration (Osha) 1978 zu dem Schluß, 
daß 25% aUer auftretenden Krebserkrankungen berufsbedingt 
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seien. In ihrem Bericht für den amerikanischen Kongreß konnten 
Doll imd Peto am Beispiel der Krebsgefährdimg durch Asbest und 
Nickel zeigen, daß die Annahmen der Expertenkommission, die 
Epstein imd Swartz verteidigen, so nicht zutreffen können. Dar- 
über hinaus ist der geschätzte Anteil von 4 % an allen Krebsfällen 
in den USA kürzlich nach weiterer Überprüfung auf ca. 1 % 
relativiert worden, wenn die Asbestfälle nicht berücksichtigt wer- 
den (Doll und Peto 1985). 

Wegen nicht zu verkennender ethnischer Unterschiede sowie 
unterschiedlicher Beschäftigungs-, Sozial- und Wirtschaftsstruk- 
turen, nicht zuletzt wegen unterschiedlicher Regelungen imd 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes, sind solche Schätzungen aus 
verschiedenen Ländern nicht ohne weiteres vergleichbar und auf 
die Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland zu übertra- 
gen. Aber auch für Länder mit weitaus größeren Möglichkeiten 
der Datenerfassung gilt, daß es nicht möglich ist, den berufs- 
bedingten Anteil von Krebserkrankungen ohne einen erheblichen 
Unsicherheitsbereich abzuschätzen. 


16. Ist der Bundesregierung die Studie der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft zum Berufskrebs in der chemischen 
Industrie bekannt, die ausweist, daß etwa 25 % aller Krebs- 
erkrankimgen bei Beschäftigten der chemischen Industrie 
berufsbedingt sind? 


Der Bundesregierung ist diese Studie bekannt. Sie ist jedoch 
weder repräsentativ für die gesamte chemische Industrie noch für 
die gegenwärtig in den imtersuchten Werken herrschenden Ver- 
hältnisse. Die Autoren selbst betonen, daß bei ihren Erhebungen 
die Expositionen auf Zeiten zurückgingen, in denen die Produk- 
tion der chemischen Industrie unter heute als veraltet anzusehen- 
den technischen Voraussetzungen abüef . 

Ob imd in welchem Maße die inzwischen getroffenen Über- 
wachungsmaßnahmen und die Einführung geschlossener Produk- 
tionssysteme zu einer Verringerung des Krebsrisikos am Arbeits- 
platz geführt haben, ist bis jetzt nicht analysiert worden. Die 
Studie weist nicht - wie in der Frage formuliert - aus, daß etwa 
25 % aller Krebserkrankungen bei Beschäftigten der chemischen 
Industrie berufsbedingt sind. Sie besagt vielmehr, daß bei dem 
genannten Prozentsatz der an Krebskrankheiten Verstorbenen 
aus den untersuchten Betrieben deuthche Hinweise auf ätiolo- 
gische Beziehungen bei Betriebsangehörigen mit jahrzehntelan- 
ger Exposition gegeben waren, denen künftig verstärkt nachge- 
gangen werden sollte. 

Die Bundesregierung hält die Anregung der Autoren für diskus- 
sionswürdig, betriebliche Informationssysteme zu entwickeln und 
unter Verwertung individueller Arbeitsanamnesen und Informa- 
tionen über berufliche und außerberufliche Expositionen schnel- 
ler als bisher bestehende Krebsrisiken am Arbeitsplatz zu 
erkennen. 
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17. Hält die Bundesregierung die Morbiditätsstatistik über 
berufsbedingte Krebskrankheiten überhaupt für verwert- 
bar angesichts der aus internationalen Vergleichszahlen zu 
schließenden erheblichen Dunkelziffer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland? Wie beabsichtigt die Bundesregierung, 
die Mängel in der Statistik zu beseitigen? 


Wie in der Antwort auf Frage 12 bereits ausgeführt, gibt es in der 
Bundesrepublik Deutschland weder ein flächendeckendes Krebs- 
erkrankungsregister noch eine ausreichende Zahl regionaler 
Register. Eine umfassende Morbiditätsstatistik berufsbedingter 
Krebserkrankungen kann daher bislang nicht erstellt werden. Auf 
die Möghchkeiten zur Beseitigimg der bestehenden Erkenntnis- 
defizite wurde in der Antwort auf Frage III hingewiesen. 


18. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Erfor- 
schung berufsbedingter Krebserkrankungen im Rahmen 
der Krebsforschung bei, und beabsichtigt sie in der Zukunft 
verstärkt Schwerpunkte zu setzen? 

Wie dies auch in den Antworten auf die Fragen I und II zum 
Ausdruck kommt, nüßt die Bundesregierung der Erforschung 
arbeitsbedingter Krebsrisiken große Bedeutung bei. Diese For- 
schung ist außerdem ein wichtiger Bestandteil der Krebsfor- 
schimg überhaupt, da durch sie möghcherweise allgemeingültige 
Mechanismen der Krebsentstehung aufgedeckt werden können 
und die Chancen zur primären Prävention verbessert werden. 

Der bereits genannte Förderschwerpunkt „Krebsrisiken am 
Arbeitsplatz" verfolgt folgende Ziele: 

— Erkennen, Beheben und Vermeiden von Krebsrisiken am 
Arbeitsplatz, 

— Entwicklung methodischer Grundlagen zur Erfassung der 
Krebsgefährdung, 

— Prüfung von Stoffen bzw. Stoffgemischen mit begründetem 
Verdacht auf ein krebserzeugendes Potential, 

— Entwicklung von Ersatzstoffen und von verbesserten tech- 
nischen Verfahren, die einen Schutz gegenüber Krebsrisiken 
gewährleisten. 

Auch die Träger der gesetzhchen Unfallversicherung unterneh- 
men im Rahmen eines Schwerpunktprogramms der Berufsgenos- 
senschaft der chemischen Industrie erhebhche Anstrengungen 
auf dem Gebiet der Krebsforschung. 


19. Trifft es zu, daß bei Berufskrebs (im Vergleich zu Krebs- 
erkrankungen dmch andere Ursachen) Risikogruppen sehr 
genau eingegrenzt werden können, und welche Bedeutung 
mißt die Bundesregierung für die Erforschung von Berufs- 
krebs insbesondere regionalen Krebsregistem zu? 
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Die in der Fragestellung zum Ausdruck kommende Annahme, daß 
bei Berufskrebs im Vergleich zu Krebserkrankungen mit anderen 
Ursachen Risikogruppen sehr genau abgegrenzt werden könnten, 
trifft in dieser verallgemeinernden Form nicht zu. Eine Abgren- 
zung ist dann relativ gut möglich, wenn die Krebsursachen wie 
Arbeitsstoffe, industrielle Prozesse oder physikalische Einwirkun- 
gen bekannt sind; des weiteren auch dann, wenn eine bestimmte 
Tumorform, die in der allgemeinen Bevölkerung selten ist, Rück- 
schlüsse auf ihre Ursache zuläßt und so der Kreis der Risikogrup- 
pen definiert werden kann (Beispiel; Mesotheliom). Gegebenen- 
falls ist eine Abgrenzung auch da denkbar, wo aufgrund vorlie- 
gender Beobachtungen und Daten zumindest eine Ursachenhypo- 
these besteht. 

ln regionalen Krebsregistem, die bisher weder in ausreichender 
Zahl vorhanden sind noch alle den nötigen Erfassungsgrad auf- 
weisen, sollen der derzeitige sowie der am längsten ausgeübte 
Beruf der gemeldeten Personen dokumentiert werden. Hieraus 
lassen sich gegebenenfalls Anhaltspunkte für tiefergehende 
epidemiologische Untersuchungen ableiten. 


20. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der epidemio- 
logischen Berufskrebsforschimg in der Bundesrepublik 
Deutschland im Vergleich zum Ausland und insbesondere 
zu den anglo-amerikanischen Ländern? 

Zu den Voraussetzungen für eine effektive epidemiologische 
Berufskrebsforschung gehören Krebsregister, möglichst auch 
„Expositionsregister" sowie der Zugang der Forscher zu den 
Daten der amüichen Todesursachenstatistik. Da für diese Art der 
Forschung die Kenntnis personenbezogener Daten von ausschlag- 
gebender Bedeutung ist, gerät jeder epidemiologische For- 
schungsansatz zwangsläufig in Konflikt mit dem Schutz solcher 
Daten. Dies hat in der Bundesrepublik Deutschland dazu geführt, 
daß nach Meinung der Arbeitsgruppe „Krebsgefährdung am 
Arbeitsplatz" die Berufskrebsforschung stark behindert worden 
ist. 

Gleichzeitig ergab sich daraus ein Mangel an Epidemiologen mit 
Erfahrungen auf diesem Gebiet. Dies erklärt den Rückstand der 
Bundesrepublik Deutschland insbesondere gegenüber den anglo- 
amerikanischen Ländern. 


. 21. Teilt die Bundesregienmg die Auf fassimg, daß epidemiolo- 
gische Untersuchungen zur Ermittlimg von Krebsrisiken 
nicht ausreichend sind und diese Untersuchungen durch 
weitere Maßnahmen ergänzt werden müssen? 


Die Bundesregienmg teilt diese Auffassung. Epidemiologische 
Untersuchungen können nur dann durchgeführt werden, wenn 
die zu untersuchenden Stoffe bereits im Einsatz sind und ein 
beruflicher Kontakt mit ihnen schon über längere Zeit bestand. 
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Vollends versagen muß jeder epidemiologische Forschungsansatz 
dann, wenn ein Arbeitsstoff das Risiko einer ohnehin häufig vor- 
kommenden Krebsart nur geringfügig erhöht. Von Bedeutung ist 
aber auch die Tatsache, daß epidemiologische Untersuchungen 
allein nicht die Grundlage für wirksame Maßnahmen der Primär- 
prävention, d. h. der Vermeidung eines Krebsrisikos von vornher- 
ein, erbringen können. Für die BeurteUung des Krebsrisikos durch 
einen bestimmten Arbeitsstoff ist daher die gesamte Information 
aus epidemiologischen Studien und experimentellen Untersu- 
chungen, wie mikrobiologische, toxikologische und pathologische 
Ursachenforschung, unerläßlich. 


VII. Technische Richtkonzentrationen (TRK) 

22. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Ver- 
fahren zur Festlegung der TRK-Werte transparenter zu 
gestalten und den Unterschied deutlich zu machen, der 
zwischen der wissenschafthchen Abschätzung der bei ver- 
schiedenen Expositionen bzw. Raumluftkonzentrationen zu 
erwartenden Risiken einerseits und der eigentlichen poli- 
tischen Entscheidung über die Festlegung eines Grenzwer- 
tes, mit dem die Zumutbarkeit von Risiken für Arbeit- 
nehmer festgelegt wird, andererseits liegt? 


Das Verfahren zur Festlegung von TRK-Werten (Technische 
Richtkonzentrationen) ist transparent: 

— Die Kriterien für die Aufstellung der Werte sind in einer 
Technischen Regel (TRgA 102) niedergelegt; 

— TRK-Werte werden nur für solche gefährhchen Arbeitsstoffe 
benannt, für die z. Z. keine toxikologisch-arbeitsmedizinisch 
begründeten Maximalen Arbeitsplatzkonzentrationen (MAK- 
Werte) aufgestellt werden können. Die Einhaltung der tech- 
nischen Richtkonzentration am Arbeitsplatz soll das Risiko 
einer Beeinträchtigung der Gesundheit vermindern, vermag 
dieses jedoch nicht vollständig auszuschließen; 

— die vom Ausschuß für gefährüche Arbeitsstoffe (AgA) beim 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung beschlosse- 
nen Werte sind das Ergebnis von Beratungen eines Fachgre- 
miums, dem die Sozialpartner, die für den Arbeitsschutz 
zuständigen Stellen des Staates und der Berufsgenossenschaf- 
ten, Arbeitsmediziner, Toxikologen, Sicherheitsfachkräfte und 
Analytiker angehören; 

— die Begründungen zu den TRK-Werten werden veröffenthcht 
(TRgA 102). 

Der Unterschied zu wissenschaftüch begründeten Grenzwerten 
kommt deutüch dadurch zum Ausdruck, daß bei der Aufstellung 
von TRK-Werten die analytische Überwachbarkeit und das der- 
zeitig technisch Erreichbare im Vordergrund stehen. 

Eine wissenschaftliche Abschätzung von Risiken im Sinne der 
Bestimmung von Ereignishäufigkeiten bei gegebenen Belastun- 
gen wird nicht vorgenommen. Auf derartige Abschätzungen 
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wurde bisher wegen der Unsicherheiten, mit denen sie behaftet 
sind, verzichtet. Die wissenschaftliche Abschätzung verbleiben- 
der Tumorrisiken setzt Kenntnisse über die quantitativen Zusam- 
menhänge zwischen der im Organismus aufgenommenen Dosis 
des betreffenden krebserzeugenden Gefahrstoffes und der Häu- 
figkeit des Auftretens von Krebserkrankungen voraus. Bisher ist 
es der medizinischen Wissenschaft nur für einzelne, besonders 
eingehend erforschte krebserzeugende Arbeitsstoffe gelungen, 
Dosis-Häufigkeits-Beziehungen für Beschäftigte abzuschätzen. 
Unsicherheiten bei der Schätzung entstehen zwangsläufig 
dadurch, daß es notwendig ist, aus Erfahrungen in der Vergan- 
genheit Rückschlüsse auf die Gegenwart zu ziehen. Hierbei darf 
nicht übersehen werden, daß sich die Arbeitsplatzverhältnisse mit 
der Entwicklung des Arbeitsschutzes und der Technik laufend 
verbessert haben. 

Es ist eines der Ziele der von der Bundesregierung geförderten 
Forschimgsprogramme, die Möglichkeiten zur quantitativen 
Risikoabschätzung zu verbessern. 


23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß TRK-Werte 
als absolute Obergrenze zu gelten haben, soweit durch sie 
die zulässige Belastung am Arbeitsplatz festgelegt wird? 


Die vom Ausschuß für gefährliche Arbeitsstoffe für den Umgang 
nüt krebserzeugenden Arbeitsstoffen festgelegten TRK-Werte 
stellen keine Grenzen dar, innerhalb derer eine gesundheitliche 
Gefährdimg von Arbeitnehmern ausgeschlossen werden kann. 
Durch sie wird vielmehr der erreichbare Stand der Technik 
gekennzeichnet. Die Arbeitsverfahren müssen diesem Stand der 
Technik entsprechend gestaltet sein; bei einer sicherheitstech- 
nischen Fortentwicklung sind die Arbeitsverfahren dieser Ent- 
wicklung anzupassen. Die entsprechenden Vorschriften befinden 
sich in Anhang II der Arbeitsstoff-ZGefahrstoffverordnimg. 


24. Welche Anstrengungen werden von der Bundesregierung 
imtemommen, um eine weitere Herabsetzung der TRK- 
Werte und der Strahlendosisgrenzwerte zu erreichen, damit 
das Gesundheitsrisiko für die Arbeitnehmer so niedrig wie 
möglich gehalten wird? 


Die Diskussion über die Höhe der TRK-Werte gehört zu den 
ständigen Aufgaben des Ausschusses für gefährliche Arbeitsstoffe 
(AgA). Die Überprüfung führt infolge Foxschimg und Entwicklung 
neuer Technologien, Verbesserung der Analytik und der tech- 
nischen Arbeitsschutzmaßnahmen zu einer Herabsetzung der 
TRK-Werte. Bei einigen TRK- Werten ist dies bereits mehrfach ge- 
schehen. Zur Zeit werden in Zusammenhang mit der Umstellung 
der Bezugszeit von Jahresmittelwert auf den 8-Stunden-Mittel- 
wert alle TRK-Werte überprüft. 

Seit einigen Jahrzehnten hat die „Internationale Strahlenschutz- 
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kommission" (ICRP) Grenzwerte für die berufliche Strahlenexpo- 
sition festgelegt. Die Grenzwerte der ICRP gehen in die Strahlen- 
schutzrichtlinien der EG ein. Diese Richtlinien werden, teilweise 
in verschärfter Form, in das deutsche Strahlenschutzrecht über- 
nommen. 

Die tatsächliche Strahlenexposition liegt bei Beschäftigten in der 
Btmdesrepublik Deutschland in der Regel weit unterhalb dieser 
Grenzwerte. Nach dem letzten Jahresbericht „Umweltradioaktivi- 
tät und Strahlenbelastving" des Bvmdesnünisters des Innern von 
1983 haben 0,1 vom Tausend der Personendosisfeststellungen 
beruflich strahlenexponierter Personen Überschreitungen des 
Jahresgrenzwertes von 50 mSv (Mülisievert, bisherige Einheit 
rem, 10 mSv = 1 rem) ergeben. 2,2 % der nach der Strahlenschutz- 
verordnvmg und 0,3 % der nach der Röntgenverordnung ermittel- 
ten Jahrespersonendosen lagen nach den Angaben desselben 
Berichtes über 15 mSv. 


25. Trifft es zu, daß Arbeitnehmern, die Asbestfeinstaub oder 
ionisierenden Strahlen ausgesetzt sind, ein unvertretbar 
hohes Gesundheitsrisiko bei den geltenden TRK-Werten 
zugemutet wird? 


Fragen nach der Vertretbarkeit bzw. Zumutbarkeit des bei Ein- 
haltung der geltenden TRK-Werte verbleibenden Krebsrisikos 
konnten in der Vergangenheit nicht diskutiert werden, weil wis- 
senschaftiich hinreichend abgesicherte Dosis-Häufigkeits-Schät- 
zungen nicht vorhanden sind. 

Der für ionisierende Strahlen nach der Strahlenschutzverordnung 
geltende Grenzwert beträgt für beruflich gefährdete Personen als 
Ganzkörperdosis maximal 50 mSv pro Kalenderjahr. Nach den 
Angaben der Internationalen Strahlenschutzkommission (1979) 
über das Risiko aller bösartigen Neubildungen mit tödhchem 
Ausgang durch ionisierende Strahlen ergibt sich nach Einwirkung 
dieser Ganzkörperdosis von 50 mSv folgendes Risiko: 

— 64 Krebstodesfälle je 100 000 beruflich ein Jahr lang strahlen- 
gefährdete Frauen, 

— 36 Krebstodesfälle je 100 000 beruflich ein Jahr lang strahlen- 
gefährdete Männer. 

Der 1984 für alle Asbestarten nach der Arbeitsstoffverordnung 
geltende TRK-Wert betrug 1 Mio. Fasern bestimmter Längen und 
Durchmesser pro 1 m^ Luft am Arbeitsplatz. Experten des Bundes- 
gesundheitsamtes haben 1983 das asbestfaserverursachte Risiko 
für Mesotheliom-Todesfälle nach Gefährdung durch 1 Mio. 
Fasern pro 1 m^ abgeschätzt. Verwendung fanden dabei epide- 
miologische Untersuchungsergebnisse anglo-amerikanischer 
Arbeitsgruppen (vgl. auch Antwort zu Frage 14). Unter der 
Annahme eines Verhältnisses von asbestverursachtem Lungen- 
krebs zum Mesotheliom von 2 : 1 und einer linearen Dosis-Häufig- 
keits-Beziehung ohne Schwellenwert läßt sich für jüngere Arbeit- 
nehmer folgendes Krebsrisiko abschätzen: 
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— 120 Todesfälle an Mesotheliom imd Lungenkrebs je 100 000 
beruflich ein Jahr lang asb est gefährdete Personen. 

Zu einem etwas höheren Risiko führte die Abschätzimg in den 
USA durch die Occupational Safety and Health Administration 
(OSHA) 1983. 

Eine neuere Abschätzimg von Doll und Peto (1985) ergibt für 
jüngere Beschäftigte in Asbesttextü-Betrieben, die über fünf Jahre 
durch eine Chrysotüfaser-Konzentration von nur 0,25 Mio. Fasern 
pro 1 m^ Luft gefährdet sind, ein Krebsrisiko von 0,15%. Dies 
bedeutet - wiederum unter der Annahme einer ünearen Dosis- 
Häufigkeits-Beziehung - bei einer Gefährdung durch 1 Mio. 
Fasern pro 1 m^ Luft 

— 120 Krebstodesfälle je 100000 beruflich ein Jahr lang asbest- 
gefährdete Personen. 

Die Schätzung der Experten des Bundesgesundheitsamtes wird 
damit durch den internationalen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse - trotz z. T. anderer Datengrundlagen - voll bestä- 
tigt. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß in der Reibbelag- 
Industrie das Krebsrisiko bei gleicher Faserzahl kleiner zu sein 
scheint als in der Asbesttextil-Industrie oder bei Asbestisoherern. 
Weiterhin ist zu beachten, daß bei dem multiphkativen Zusam- 
menwirken von Asbeststaub-Gefährdung und Zigarettenrauchin- 
halation für das Lungenkrebsrisiko der jeweils angenommene 
Anteü der Raucher die Risikoabschätzung wesentlich mit- 
bestimmt. 

Die berufliche Gefährdungssituation durch ionisierende Strahlen 
ist anders zu beurteilen als durch Asbestfasern. Ein wesentlicher 
Unterschied besteht in der Möghchkeit, die Strahlenbelastung 
täghch über die gesamte Arbeitszeit personenbezogen zu bestim- 
men. Bei Überschreitung des Dosis- Grenzwertes können um- 
gehend geeignete Maßnahmen zur Begrenzung der individuellen 
Gefährdung ergriffen werden. Bei Asbeststaub-Gefährdung am 
Arbeitsplatz hegen die Verhältnisse weitaus schwieriger. Es feh- 
len für die einzelnen Beschäftigen vergleichbar geeignete und 
kostengünstige Kontroll- und damit Interventionsmöghchkeiten. 

Auf der Grundlage des aufgezeigten Sachverhalts und nach den 
in der Bundesrepubhk Deutschland bestehenden VorsteUungen 
über die Arbeitssicherheit ist das Krebsrisiko bei den geltenden 
TRK-Werten für Asbest als vergleichsweise hoch einzuschätzen. 


VIII. Prävention 

26. Welches Gewicht kommt nach Auffassung der Bimdes- 
regierung der primären Prävention bei berufsbedingten 
Krebskrankheiten zu, erwägt sie ein Verbot krebserzeu- 
gender Stoffe in der Arbeitswelt bzw. eine Pflicht zu ihrer 
Ersetzimg durch weniger gefährliche Stoffe? 

Die Bedeutimg der Präventivmaßnahmen kommt in den Bestim- 
mungen für den Umgang mit krebserzeugenden Arbeitsstoffen 
der Arbeitsstoffverordnung zum Ausdruck. 
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Die beste aller Schutzmaßnahmen ist der Ersatz krebserzeugen- 
der Arbeitsstoffe durch ungefährliche Stoffe. Jeder Arbeitgeber ist 
vor der Verwendung krebserzeugender Stoffe verpflichtet, die 
Möglichkeit des Einsatzes weniger gefährlicher Stoffe zu prüfen. 
Er muß die Notwendigkeit des Einsatzes krebserzeugender Stoffe 
der Gruppen I imd II der zuständigen Behörde nachweisen kön- 
nen; diese kann den Umgang mit derartigen krebserzeugenden 
Arbeitsstoffen im Einzelfall verbieten. 

Für Arsen, Asbest und Benzol bestehen bereits für bestimmte 
Verwendimgsz wecke Verwendungsverbote. Mit zunehmender 
Verfügbarkeit von Ersatzstoffen wird sich die Zahl der Verwen- 
dungsverbote für krebserzeugende Stoffe erhöhen. Die Bundes- 
regierung unterstützt die Suche nach Ersatzstoffen schwerpunkt- 
mäßig durch das Programm „Forschung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens". Ein umfangreicher Ersatzstof fkatalog für Asbest 
wurde auf Veranlassung des Bundesministers des Innern vom 
Battelle-Institut, Frankfurt, erstellt und 1985 veröffentlicht. Dieser 
wird auch in die Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) 
übernommen werden. 

In der neuen Gefahrstoffverordnung sind weitere Verbote 
bestimmter krebserzeugender Stoffe vorgesehen (2-Naphtylamin, 
4-Nitrodiphenyl, 4-Aminodiphenyl, zusätzhche Beschränkungen 
für die Herstellung imd Verwendung asbesthaltiger Produkte). 


27. Weshalb hat die Bundesregiening hinsichtlich einer ver- 
stärkten Prävention bislang keinen Gebrauch von der Alt- 
stoffregelung nach dem Chemikaliengesetz gemacht? 


Die Bundesregierung ist nach § 4 Abs. 6 Chemikahengesetz 
ermächtigt, Altstoffe in das Anmelde- und Prüfverfahren einzu- 
beziehen, wenn Anhaltspimkte für sehr giftige, giftige, krebs- 
erzeugende, fruchtschädigende, erbgutverändernde und umwelt- 
schädigende Wirkungen bestehen. 

Zur Prüfung von alten Stoffen, die als Arbeitsstoffe von Bedeutung 
sind, hat die Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie unter 
Beteiligung der Bimdesanstalt für Arbeitsschutz das „Programm 
zur Verhütung von Gesundheitsschädigungen durch Arbeits- 
stoffe" erstellt, in dem bislang etwa 100 Stoffe auf gegriffen 
wurden: 

Vorhandene Literaturangaben werden von einem Sachverstän- 
digengremium geprüft. Falls erforderlich, werden experimentelle 
Untersuchungen auf krebserzeugende, erbgutverändernde und 
fruchtschädigende Eigenschaften veranlaßt. Erhärtet sich der Ver- 
dacht auf krebserzeugende Wirkung, wird der Stoff der Senats- 
kommission zur Prüfung gesundheitsschädhcher Arbeitsstoffe 
(MAK-Kommission) gemeldet. Durch die Initiative dieses Pro- 
gramms wurden bereits zwölf Stoffe als krebserzeugend einge- 
stuft, drei weitere sind zur Einstufung vorgesehen. 

Ein weiteres Beratergremium ist bei der Gesellschaft deutscher 
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Chemiker (GdCh) eingerichtet worden, das sich mit umwelt- 
schädlichen Altstoffen befaßt. Nach Überprüfung von 512 Altstof- 
fen wurden zunächst 60 Stoffe für eine vorrangige Bearbeitung 
ausgewählt. Die chemische Industrie hat sich bereit erklärt, die 
weiteren notwendigen Untersuchungen durchzuführen. 

Eine Verordnung nach § 4 Abs. 6 Chemikaliengesetz war daher 
nicht notwendig. 

Zm weiteren Prüfung der Altstoffe soll nach Auffassung der 
Bundesregierung folgendermaßen vorgegangen werden: 

1. Für alle der ca. 100000 alten Stoffe ist auf den bisherigen 
Arbeiten aufbauend eine Grobsortierung vorzunehmen, die 
eine Trennung ergibt in 

— Stoffe, die nach vorliegenden Daten als abgeklärt ange- 
sehen werden können oder die nach derzeitigen Erkennt- 
nissen ungefährlich sind, 

— überprüfungsbedürftige Stoffe nach den Gesichtspunkten 
allgemeiner Gesundheitsschutz, Arbeitsschutz und Umwelt- 
schutz. 

Die chemische Industrie soll die Daten entsprechend sammeln 
und für die Überprüfung zur Verfügung stellen. 

2. Für die nach der Grobsortierung noch überprüfungsbedürf- 
tigen Stoffe sollen Dringlichkeiten festgelegt werden. 

3. Zur Erleichterung der Arbeit werden die Bemühungen ver- 
stärkt, eine internationale Arbeitsteüung auf den Ebenen der 
EG, der OECD und der WHO zu erreichen. 

/ 

4. Die Prüfkosten sind entsprechend dem Verursacherprinzip in 
der Regel von der chemischen Industrie und den Einführern zu 
tragen. 


28. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß für die 
Schutzmaßnahmen am Arbeitsplatz das kanzerogene 
Potential eines Stoffes ausschlaggebend ist, solange keine 
ausreichenden wissenschaftlichen Erkenntnisse über den 
Wirkungszusammenhang von Krebserkrankungen vor- 
liegen? 

Ja. Der Umfang der am Arbeitsplatz zu treffenden Schutzmaßnah- 
men ergibt sich aus der Zuordnung zu den Gruppen I „sehr stark 
gefährdend" bis III „gefährdend" des Anhangs II Nr. 1 der 
Arbeitsstoffverordnimg, für die in erster Linie die tierexperimen- 
tell ermittelte Wirkungsstärke der krebserzeugenden Stoffe maß- 
geblich ist. Alle von der MAK-Kommission nach anderen 
Gesichtspunkten eingeteilten Stoffe werden dabei erfaßt (A 1 
Stoffe, die beim Menschen erfahrungsgemäß bösartige Geschwül- 
ste zu verursachen vermögen, A 2 Stoffe, die bislang nur im 
Tierversuch sich nach Meinung der Kommission als eindeutig 
krebserzeugend erwiesen haben, und zwar unter Bedingungen, 
die der möglichen Exponierung des Menschen am Arbeitsplatz 
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vergleichbar sind, bzw. aus denen eine Vergleichbarkeit abgelei- 
tet werden kann). 

Das Vorgehen zur Ermittlung des kanzerogenen Potentials sowie 
die Begründungen für die Einstufung der krebserzeugenden 
Stoffe in die Gruppen I bis III sind in der TRgA 910 veröff enthebt. 


29. stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, daß gezielte 
Maßnahmen ärztlicher Betreuimg, wie Früherkennungs- 
xmtersuchxmgen imd Verringerung zusätzlicher Belastun- 
gen für Risiko gruppen wirkungsvoll sind? 


Die Bundesregierung stimmt dieser Aussage im Grundsatz zu. Die 
Früherkennung irreversibler Veränderungen durch eine Krebs- 
erkrankung mit der reellen Aussicht auf eine erfolgreiche 
Behandlung und Heilung ist jedoch beim derzeitigen Erkenntnis- 
stand der Wissenschaft nur bei ganz speziellen und selteneren 
Krebslokahsationen mögheh. Dabei ist auch zu bedenken, daß 
gezielte diagnostische Früherkennungsmaßnahmen, wie 
Röntgenuntersuchungen, Computertomographie u. ä. infolge 
ihrer energiereichen Strahlung ebenfalls nicht vöUig frei von 
Krebsrisiken sind. Diese Tatsache muß unter dem Aspekt der 
Verringerung zusätzheher Belastungen von Risikopersonen stets 
berücksichtigt werden. 

Eines der Hauptziele der Krebsforschung aUgemein ist es, emp- 
findhehe diagnostische Methoden zu entwickeln, die es gestatten, 
bereits Vorstadien einer Krebserkrankung, zumindest aber noch 
reversible und behandlungsfähige Frühstadien zu erfassen. Unter 
diesem Aspekt prüft die mehrfach erwähnte Arbeitsgruppe 
„Krebsgefährdung am Arbeitsplatz" intensiv Möglichkeiten für 
eine erweiterte Tumor-Frühdiagnose unter Einbeziehung der 
sogenannten Präkanzerösen, d. h. von noch nicht bösartigen Zell- 
verändemngen, von denen angenommen wird, daß sie später in 
Krebsformen übergehen. 


30. Hält die Bundesregierung es für erstrebenswert, gezielte 
und spezifische Überwachungsuntersuchimgen durch die 
Betriebsärzte an allen Arbeitsplätzen mit karzinogenem 
Risiko durchzuführen? 

Mit der Arbeitsstoffverordnung sowie mit der Unfallverhütungs- 
vorschrift „Arbeitsmedizinische Vorsorge" (VBG 100) bestehen 
Rechtsnormen, die regelmäßige Vorsorgeuntersuchungen bei 
allen Beschäftigten verbindüch vorschreiben, die mit bestimmten 
gefährüchen, insbesondere aber auch krebserzeugenden Arbeits- 
stoffen umgehen. 

Die Ergebnisse dieser ärztlichen Untersuchungen müssen doku- 
mentiert und nach der VBG 100 im Falle krebserzeugender Stoffe 
bis zum 75. Lebensjahr des betreffenden Arbeitnehmers aufbe- 
wahrt werden. Für diese Untersuchungen bedarf es einer beson- 
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deren Ermächtigung des Arztes durch die zuständige Behörde 
oder den Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. Der zu 
ermächtigende Arzt hat seine fachüche Qualifikation und die 
Verfügbarkeit der erforderhchen apparativen Ausstattung nach- 
zuweisen. 

Bei den Ermächtigungen werden bevorzugt Betriebsärzte berück- 
sichtigt, die in der Regel diese Voraussetzungen erfüllen und die 
auf Grund ihrer Kenntnis der Beschäftigten und der Arbeitsplätze 
zu diesen Untersuchungen besonders befähigt sind. 

Bei beruflich strählenexponierten Personen ist eine Einstellungs- 
vmtersuchung durch ermächtigte Ärzte vorgeschrieben. Art und 
Häufigkeit weiterer Vorsorgeuntersuchungen richten sich nach 
der jeweiligen Tätigkeit. Hierfür wurden „Grundsätze für die 
ärztliche Überwachung von beruflich strahlenexponierten Per- 
sonen" veröffentlicht, die den ermächtigten Ärzten als Leitlinien 
dienen. 


31. Plant die Bvindesregiemng gemäß § 19 Abs. 2 Nr. 11 
Chemikaliengesetz eindeutige rechtliche Grundlagen zu 
schaffen, die den Arbeitgeber verpflichten, den Betriebsrat 
ausführlich über das Gefährdimgspotential der Arbeits- 
stoffe zu informieren? 

Nach geltendem Betriebsverfassungsgesetz hat der Arbeitgeber 
den Betriebsrat zur Durchführung seiner gesetzlichen Aufgaben 
rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und ihm auf Verlangen 
jederzeit die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen 
(§ 80 Abs. 2 BetrVerfG). Zu den gesetzlichen Aufgaben des 
Betriebsrats gehört es u. a., sich für die Durchführung der Vor- 
schriften über den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung einzu- 
setzen (§ 89 Abs. 1, § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVerfG). Hierzu bedarf der 
Betriebsrat auch der Information über das Gefährdungspotential 
der im Betrieb verwendeten Stoffe, Zubereitungen \md Erzeug- 
nisse, weü die Vorschriften über Arbeitsschutzmaßnahmen daran 
anknüpfen. 

§ 21 der neuen Gefahrstoff Verordnung präzisiert die Unterrich- 
tungspflicht für bestimmte, vom Arbeitgeber nach der Verord- 
nung vorzunehmende Entscheidungen. Dabei werden - entspre- 
chend den durch die EG-Richtlinien vorgegebenen Regelungen - 
Unterrichtungs- und Anhörungspflichten auch gegenüber den 
Arbeitnehmern begründet, wenn kein Betriebsrat vorhanden ist: 
So hat sich der Arbeitgeber vor dem Umgang mit Stoffen und 
Zubereitimgen zu vergewissern, ob es sich um Gefahrstoffe han- 
delt. Weiterhin ist er verpflichtet, zur Festlegung der Arbeits- 
schutzmaßnahmen die mit dem Umgang verbundenen Gefahren 
zu ermitteln und zu beurteüen. Zum Ergebnis dieser Beurteilung 
hat er den Betriebsrat bzw. die Arbeitnehmer zu hören. Dazu 
gehört auch das Ergebnis der Prüfung der Einsatzmöglichkeiten 
von Ersatzstoffen. 

Der Arbeitgeber hat weiterhin den Betriebsrat über die Ergeb- 
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iiisse von Arbeitsplatzmessungen und nicht personenbezogene 
Ergebnisse der Messungen zur Überwachung der biologischen 
Arbeitsplatztoleranzwerte zu unterrichten. Abschriften der Meß- 
protokolle zur Überwachung der Maximalen Arbeitsplatzkonzen- 
tration oder der Technischen Richtkonzentration hat der Arbeitge- 
ber dem Betriebsrat zugänglich zu machen. Der Betriebsrat ist zur 
Auswahl der geeigneten persönlichen Schutzausrüstungen und 
den Bedingungen, unter denen sie zu tragen sind, zu hören. 


IX. Krebs als Berufskrankheit 

32. Wird die Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesver- 
bänden der Krankenkassen bei der Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigung darauf hinwirken, daß die Kassenärzte bei 
Krebserkrankungen, insbesondere bei Krebslokalisationen 
von Lunge und Harnblase sowie bei Leukämie, eine diffe- 
renzierte Berufsanamnese erheben? 

Die Bundesregierung wird bei der Kassenärztiichen Bundesver- 
einigung und den Spitzenverbänden der gesetzüchen Kranken- 
versichenmg darauf hinwirken, daß jeder Arzt insbesondere bei 
Krebserkrankungen stets eine mögliche berufliche Verursachung 
oder Mitverursachung bei der Anamnese nachfragt. Jeder Arzt ist 
erneut auf seine gesetzliche Anzeigepflicht gegenüber dem Trä- 
ger der gesetzlichen Unfallversicherung oder der für den medizi- 
nischen Arbeitsschutz zuständigen Stelle hinzuweisen, soweit ein 
begründeter Verdacht auf eine Berufskrankheit besteht. 

Darüber hinaus sollen die in Antwort auf Frage VI 13 erwähnten 
Anamnese-Fragebögen, die von der Arbeitsgruppe „Krebsgefähr- 
dimg am Arbeitsplatz" erarbeitet werden und in denen insbeson- 
dere die Krebslokalisationen Lunge, Harnblase und blutbüdende 
Organe Berücksichtigung finden, in erster Linie den Betriebsärz- 
ten, den behandelnden Fachärzten und Gutachtern eine sach- 
gerechte Erhebung einer differenzierten Arbeitsvorgeschichte 
erleichtern. Diese Fragebögen sollen aber auch den Allgemein- 
ärzten zugänglich gemacht werden, um bei ihnen das Augenmerk 
auf möghche Zusammenhänge zwischen Krebserkrankungen und 
vorangegangenen entsprechenden beruflichen Expositionen zu 
lenken. 


33. Ist das derzeitige bemfsgenossenschaftliche Anerken- 
nimgs verfahren gemäß der Berufskrankheitenliste und die 
derzeitige Entschädigungsmöglichkeit nach § 551 Abs. 2 
RVO bei Krebserkrankungen ausreichend, um eine gleich- 
mäßige Rechtsgewährung für alle Versicherten zu gewähr- 
leisten? 


Nach der Reichsversicherungsordnung sollen als Berufskrankhei- 
ten solche Krankheiten entschädigt werden, die nach den 
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft durch besondere 
Einwirkungen verursacht sind, denen bestimmte Personengrup- 
pen durch die Arbeit in erhebhch höherem Grade als die übrige 
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Bevölkerung ausgesetzt sind. Dabei muß allerdings in jedem 
Einzelfall die Wahrscheinlichkeit einer Ursache- Wirkung-Bezie- 
hung zwischen versicherter Tätigkeit und Erkrankung dargetan 
sein. Das derzeitige berufsgenossenschaftliche Anerkennungs- 
imd Entschädigungsverfahren bei Krankheiten nach der Liste des 
Anhangs zur Berufskrankheiten-Verordnung wie auch das Ver- 
fahren nach § 551 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung tragen 
diesem gesetzgeberischen Willen voll Rechnung. 

Allerdings kommt es beim Nachweis der Kausalität im Einzelfall 
zu Schwierigkeiten, weil in der medizinischen Wissenschaft auch 
heute noch Entstehungsursachen und Wirkungszusammenhänge 
zum Teil nicht oder nur unvollständig geklärt sind. Im gesetzlich 
vorgesehenen Rahmen ist jedoch eine gleichmäßige Rechts- 
gewährung gesichert. 


34. Durch welche Maßnahmen will die Bundesregierung die 
bislang zeitlich erheblich verzögerte Anpassung des 
Berufskrankheitenrechtes an den sich rasch fortentwickeln- 
den Erkenntnisstand über Krebsentstehung und krebs- 
erzeugende Arbeitsstoffe verbessern? 

Die Bundesregierung beobachtet fortlaufend und sehr intensiv 
den sich fortentwickelnden Erkenntnisstand über Krebsent- 
stehung. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, der 
innerhalb der Bundesregierung für das Berufskrankheitenrecht 
zuständig ist, hat sich zu seiner medizinisch-wissenschaftlichen 
Unterstützimg und Beratung einen ständigen ärzthchen Sachver- 
ständigenbeirat eingerichtet, in dem Fachleute der wichtigsten 
medizinischen Disziplinen, Betriebsärzte und Ärzte aus dem 
Bereich der Staatlichen Gewerbeaufsicht bemüht sind, neueren 
Entwickliuigen nachzugehen und so gewonnene Erkenntnisse 
immittelbar in Form einer Empfehlung vorzulegen. 

Auch ohne unmittelbar das Verfahren zur Änderung der Berufs- 
krankheiten-Verordnung einzuleiten, hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung bisher stets solche neuen medizinisch - 
wissenschaftlichen Erkenntnisse unverzüglich den Trägern der 
gesetzlichen Unfallversicherung mitgeteüt; sie werden auch in 
medizinischen Fachzeitschriften publiziert. Damit ist sicher- 
gestellt, daß auf breiter Ebene auch ohne Ergänzung der Liste das 
hierfür vorgesehene Verfahren nach § 551 Abs. 2 der Reichsversi- 
cherungsordnung - insoweit einheitlich - praktiziert wird, ln 
bezug auf Krebserkrankungen ist seit der letzten Berufskrankhei- 
ten-Verordnung in dieser Weise auf bösartige Tumore der Atem- 
wege durch Nickel und seine Verbindungen sowie solche Tumore 
bei Ofenblockarbeitern nach Exposition gegenüber Kokereiroh- 
gasen aufmerksam gemacht worden. Nur um diese Krebserkran- 
kungen könnte auch die Berufskrankheiten-Verordnung im 
gegenwärtigen Zeitpunkt und nach gegenwärtigen Erkennt- 
nissen erweitert werden. 
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